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Kein Garantieversprechen bei  Einholung eines  Wertgutachtens

auf Wunsch des Käufers

In der Vorlage eines Wertgutachtens über einen zu verkaufenden Gebrauchtwagen liegt jeden-1.

falls dann kein Garantieversprechen des Verkäufers, wenn das Gutachten erst auf Wunsch des

Käufers eingeholt wird und der Verkäufer ein Privatmann ist (in Ergänzung zu BGH, Urt. v.

29.11.2006 – VIII ZR 92/06, NJW 2007, 1346).

Beim Kauf eines gebrauchten Oldtimers ist eine Fristsetzung zur Nacherfüllung nicht wegen2.

anfänglicher Unmöglichkeit entbehrlich, wenn der behauptete Mangel in einer Abweichung

des tatsächlichen Zustandes des Fahrzeugrahmens von seiner vereinbarten Beschaffenheit

liegt (in Abgrenzung zu BGH, Urt. v. 07.06.2006 – VIII ZR 209/05, ZIP 2006, 1586).

Wird eine Sachverständigen-GmbH mit  der Erstellung eines Wertgutachtens über ein Ge-3.

brauchtfahrzeug beauftragt, hat der Käufer keine vertraglichen r Ansprüche gegen den bei der

GmbH angestellten Sachverständigen als Gutachtenersteller, da dieser als Angestellter grund-

sätzlich  kein  seine  Eigenhaftung  begründendes  besonderes  persönliches  Vertrauen  bean-

sprucht (im Anschluss an BGH, Urt. v. 04.07.1983 – II ZR 220/82, NJW 1983, 2696).

OLG Brandenburg, Urteil vom 01.07.2008 – 6 U 120/07

Sachverhalt:  Der  Kläger  macht  Schadensersatzansprüche  im  Zusammenhang  mit  einem  Old-

timer-Kauf geltend.

Der Kläger beabsichtigte, vom Beklagten zu 1. einen Oldtimer zu kaufen. Diesen hatte der Beklagte

zu 1. im Internet für 15.900 € zum Verkauf angeboten. In der Beschreibung heißt es unter anderem:

„Einer der wenigen guten Super V8. Zustand 3, Polster neu, neue Bremse Atege, verzinkte Schwellerleis-

ten müssen neu verchromt werden“.

Im Vorfeld wollte der Kläger sichergehen, dass der vom Beklagten zu 1. begehrte Kaufpreis wertmäßig

dem Oldtimer-Fahrzeug entsprach, und verlangte deshalb die Erstellung eines Fachgutachtens. Der

Beklagte zu 1. war hiermit einverstanden und beauftragte die D-GmbH mit der Erstellung eines Wertgu-

tachtens.  Das  Gutachten  wurde  vom  Beklagten  zu  2.  am  19.12.2003  erstellt.  Es  weist  einen

Wiederbeschaffungswert  von  14.500  €  netto  aus  und  enthält  eine  Zustandsbewertung  einzelner

Fahrzeugteile.

https://autokaufrecht.info/?p=1128
https://autokaufrecht.info/?p=1128
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%202007,%201346
https://autokaufrecht.info/?p=613
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=ZIP%202006,%201586
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=II%20ZR%20220/82
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=NJW%201983,%202696
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=6%20U%20120/07
https://autokaufrecht.info/?p=2547


autokaufrecht.info — Kein Garantieversprechen bei Einholung eines Wertgutachtens auf Wunsch des Käufers

https://autokaufrecht.info/?p=2547 2/10

Der Kläger und der Beklagte zu 1. schlossen daraufhin am 21.12.2003 einen handschriftlichen Kaufver-

trag über den Oldtimer zum Preis von 15.950 €. Weitere Angaben enthält dieser Vertrag nicht. Das

Fahrzeug wurde dem Kläger am gleichen Tag übergeben.

Mit Telefax vom 29.12.2003 übersandte der Beklagte zu 1. dem Kläger einen maschinengeschriebenen

Kaufvertrag,  der  auf  den 21.12.2003 datiert  war  und am Ende den Satz  enthielt:  „Der  Verkäufer

verkauft das Fahrzeug ohne jegliche Gewährleistung wie gesehen u. probegefahren“. Der Kläger unter-

schrieb auch diesen Vertrag.

Mit Schreiben vom 24.05.2005 wandte der Kläger sich an die D-GmbH. In dem Schreiben heißt es unter

anderem: „Wegen der äußerst positiven Bewertung durch Ihr Unternehmen habe ich den Wagen dann

im guten Glauben an Ihre Sachkompetenz am 21.12.03,  unter dem üblichen Ausschluss jeglicher

Gewährleistung des Vorbesitzers, erworben. Während eines Inspektionstermins in einer Kfz-Meisterw-

erkstatt … hat sich ein völlig anderer Fahrzeugzustand dargestellt … Allein den Rahmen in einen TÜV-

fähigen Zustand zu versetzen, wird voraussichtlich 5.500 € kosten …“

Der Kläger bat um Stellungnahme und eventuelle Kostenübernahme.

Die Beklagten haben im Prozess die Einrede der Verjährung erhoben.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen und zur Begründung im Wesentlichen ausgeführt,  ver-

tragliche Ansprüche gegen den Beklagten zu 1. bestünden nicht, da die Gewährleistung wirksam aus-

geschlossen worden sei. Arglist oder ein kollusives Zusammenwirken sei nicht ersichtlich. Auch eine

Garantieerklärung sei nicht gegeben. Anhaltspunkte für eine deliktische Haftung des Beklagten zu 1. lä-

gen gleichfalls nicht vor. Auch sei nicht dargelegt, dass der Fahrzeugwert nicht dem vereinbarten Kauf-

preis entsprochen habe und der Kläger deshalb einen Schaden erlitten habe. Hinsichtlich des Bek-

lagten zu 2. seien wegen § 32 ZPO nur deliktische Ansprüche zu prüfen. Diese lägen nicht vor. Aus dem

behaupteten Mangel des Gutachtens ergebe sich noch keine Täuschungshandlung. Auch fehle die Darle-

gung der Schadenshöhe.

Gegen das Urteil hat der Kläger Berufung eingelegt, mit der er seinen erstinstanzlichen Antrag weiter

verfolgt. Das Rechtsmittel blieb ohne Erfolg.

Aus den Gründen: I. Der Kläger hat gegen den Beklagten zu 1. keinen vertraglichen Gewährleistungsan-

spruch.  Ein Anspruch aus einem Garantieversprechen ist  mangels Vorliegens eines solchen nicht

gegeben (dazu 1.). Ein Anspruch auf Schadensersatz wegen Fehlens einer vereinbarten Beschaffenheit

scheitert jedenfalls an der erforderlichen Nachfristsetzung (dazu 2.). Darüber hinaus wäre ein solcher

Anspruch auch mangels Vorliegens von Arglist verjährt (dazu 3.).

http://dejure.org/gesetze/ZPO/32.html
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Ob die Gewährleistungsrechte wirksam ausgeschlossen wurden oder ob sie wegen des Vorliegens einer

Beschaffenheitsvereinbarung insoweit bestehen geblieben sind (vgl. zum Nebeneinander von Beschaf-

fenheitsvereinbarung und Gewährleistungsausschluss BGH, Urt. v. 29.11.2006 – VIII ZR 92/06, NJW

2007,  1346),  und  ob  der  behauptete  Mangel  überhaupt  gegeben  war,  kann  deshalb  dahingestellt

bleiben.

1. Ansprüche aus einem Garantieversprechen gemäß § 443 BGB stehen dem Kläger gegen den Bek-

lagten zu 1. nicht zu, da der Kläger hinsichtlich des Rahmenzustandes oder des Gesamtzustandes des

Fahrzeugs keine Garantie abgegeben hat. Eine solche hat auch das Landgericht zutreffend verneint.

Die Übernahme einer Garantie setzt – wie früher die Zusicherung – voraus, dass der Verkäufer in ver-

tragsmäßig bindender Weise die Gewähr für das Vorhandensein der vereinbarten Beschaffenheit der

Kaufsache übernimmt und damit seine Bereitschaft zu erkennen gibt, für alle Folgen des Fehlens dies-

er Beschaffenheit einzustehen (BGH, Urt. v. 29.11.2006 – VIII ZR 92/06, NJW 2007, 1346). Die Einstand-

spflicht erstreckt sich dann auch auf Fehler, für die den Verkäufer kein Verschulden trifft. Mit Rück-

sicht auf diese weitreichenden Folgen ist insbesondere bei der Annahme einer stillschweigenden Über-

nahme einer solchen Einstandspflicht Zurückhaltung geboten (BGH, Urt. v. 29.11.2006 – VIII ZR 92/06,

NJW 2007, 1346). Ob sie vorliegt, ist durch Auslegung zu ermitteln, wobei die typischerweise gegebe-

nen Interessenlagen zu berücksichtigen sind.

Bei einem Verkauf unter Privatleuten, wie er auch hier vorliegt, steht dem Interesse des Käufers an

verbindlichen Erklärungen gleichgewichtig das Interesse des Verkäufers gegenüber, für nicht mehr als

dasjenige einstehen zu müssen, was er nach seiner laienhaften Kenntnis zu beurteilen vermag (BGH,

Urt. v. 29.11.2006 – VIII ZR 92/06, NJW 2007, 1346). So kann der Käufer beispielsweise bei der Angabe

der Laufleistung nicht ohne Weiteres davon ausgehen, dass der Verkäufer als Laie für die Richtigkeit

dieser Angabe unbedingt einstehen wolle, selbst wenn der Verkäufer dies nicht zum Ausdruck ge-

bracht haben sollte. Hierfür bedürfte es besonderer Umstände. Diese sind auch im vorliegenden Fall

nicht gegeben.

Ein besonderer Umstand könnte alleine in der Einholung und Übergabe des Wertgutachtens liegen.

Dass hierin aber der Wille des Verkäufers zu einer unbedingten Einstandspflicht liegen solle, kann aus

drei Gründen nicht angenommen:
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a) Wenn ein Verkäufer ein Fahrzeug mit einem Bewertungsgutachten bewirbt, dürfte darin zum Aus-

druck kommen, dass er sich das Gutachten zu eigen macht und auch für die Richtigkeit einstehen will.

Hier aber wurde das Gutachten auf Wunsch des Käufers eingeholt, also mit einer anderen Zielrichtung:

Der Käufer wollte sich absichern, das Gutachten lag vor allem in seinem Interesse; der Kläger hat es so-

gar … schlussendlich auch selbst bezahlt. Wenn aber ein Gutachten auf Wunsch des Käufers eingeholt

wird, kann daraus nicht der Schluss auf einen Garantiewillen des Verkäufers gezogen werden.

b) Darüber hinaus war Zweck des Gutachtens die Wertbestimmung und nicht eine verbindliche Zus-

tandsbeschreibung. In die Übergabe eines solchen Gutachtens eine Garantie hinsichtlich eines bes-

timmten Zustandes hineinzulesen, ginge zu weit.

c) Schließlich kann auch der Privatverkäufer die Richtigkeit des Gutachtens nicht überprüfen. Dann

aber kann der Käufer nicht ohne Weiteres davon ausgehen, dass der Verkäufer für die Richtigkeit eines

Gutachtens ohne jegliches eigenes Verschulden einstehen wolle. Hierfür bedürfte es zusätzlicher Erk-

lärungen oder zumindest einer entsprechend deutlichen Bezugnahme in der Vertragsurkunde. Hieran

fehlt es.

2. Gewährleistungsansprüche auf Schadensersatz aus den §§ 433, 434, 437, 440, 280, 281 BGB scheit-

ern bereits daran, dass die gemäß § 281 I 1 BGB erforderliche Fristsetzung zur Nacherfüllung unstre-

itig nicht erfolgt ist. Diese Fristsetzung war entgegen der Ansicht des Klägers nicht entbehrlich. Aus die-

sem Grund kann dahingestellt bleiben, inwiefern überhaupt hinsichtlich der Gesamtzustandsbewer-

tung oder jedenfalls hinsichtlich des Zustandes des Fahrzeugrahmens eine Beschaffenheitsverein-

barung i. S. von § 434 I 1 BGB getroffen wurde (vgl. dazu insbesondere OLG Köln, Urt. v. 18.12.1996 –

26 U 24/96, NZV 1998, 73), und ob dieser Mangel tatsächlich vorlag. Eine Beweisaufnahme hierzu war

deshalb entgegen der Ansicht des Klägers nicht veranlasst, da der Anspruch schon aus Rechtsgründen

scheitert.

Der Vollständigkeit halber ist hierzu anzumerken, dass es auf die Bewertung des Gesamtzustandes mit

der Note 3 bzw. „gute 3“ nicht ankommt, da der Kläger hierzu einen Mangel nicht substanziiert vorge-

tragen hat: Weder ergibt sich aus dem vorgelegten Gutachten eine solche Gesamtnote, noch hat der

Kläger vorgetragen, welche Note der Gesamtzustand denn nach seiner Meinung (bzw. nach Meinung

der von ihm konsultierten Fachwerkstatt) verdient hätte, inwiefern also eine mangelbegründende Ab-

weichung in diesem Punkt gegeben ist. Dass das Gutachten in 18 Punkten fehlerhaft sei, reicht nicht

aus, um den Schluss auf eine bestimmte abweichende Gesamtnote ziehen zu können.
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Demnach ist – wie auch das Landgericht meint – allenfalls hinsichtlich der Bewertung des Fahrzeugrah-

mens  ein  ausreichender  Vortrag  zur  Beschaffenheit,  zur  Zustandsbewertung  und  damit  zum  be-

haupteten Mangel gegeben. Hierzu hat der Kläger insbesondere durch Vorlage des handschriftlich bew-

erteten Gutachtens vorgetragen, dass der Rahmen nur die Note 5 (und nicht – wie vom Beklagten zu 2.

bewertet – die Note 4 verdient habe. Ob in diesem Punkt eine Beschaffenheitsvereinbarung anzuneh-

men wäre, kann – wie ausgeführt – dahingestellt bleiben.

a)  Zwar kann eine vorangegangene Täuschung die Fristsetzung entbehrlich machen (BGH, Urt.  v.

08.12.2006 – V ZR 249/05,  NJW 2007,  835).  Hierfür wäre jedoch erforderlich,  dass die arglistige

Täuschung feststünde. Dies ist hier nicht der Fall.

Arglist setzt dabei grundsätzlich voraus, dass der Verkäufer den Fehler kennt oder ihn zumindest für

möglich hält und zugleich weiß oder doch damit rechnet und billigend in Kauf nimmt, dass der Käufer

den Fehler nicht kennt und bei Offenbarung den Vertrag nicht oder nicht mit dem vereinbarten Inhalt

geschlossen hätte (Wissenselement; BGH, Urt. v. 07.03.2003 – V ZR 437/01, NJW-RR 2003, 989). Er-

forderlich ist also bedingter Vorsatz; grobe Fahrlässigkeit reicht nicht. Eine Floskel dahin gehend, der

Verkäufer habe sich der Kenntnis bewusst verschlossen, reicht ebenso wenig (BGH, Urt. v. 07.03.2003

– V ZR 437/01, NJW-RR 2003, 989). Die die Arglist begründenden Umstände muss dabei der Käufer be-

weisen.

aa) Zwar ist es ausreichend, wenn der Käufer die Kenntnis des Verkäufers von dem Mangel behauptet

und darauf seine Arglist stützt, sofern es sich bei dieser Behauptung nicht um eine rechtsmissbräuch-

liche Angabe ins Blaue hinein handelt (vgl. zum Substanziierungsumfang BGH, Urt. v. 13.03.1996 – VII-

I ZR 36/95, NJW 1996, 1826).  Vorliegend ist jedoch die vom Kläger in erster Instanz inzident be-

hauptete Kenntnis hinreichend vom Beklagten zu 1. bestritten worden. Einen zulässigen Beweis zur

Kenntnis hat der hierfür beweisbelastete Kläger nicht angetreten. Dass der Kläger sich als „dreist betro-

gen“ gefühlt hat, ist für die Entbehrlichkeit der Fristsetzung nicht ausreichend. Insoweit kommt es

nicht auf die rein subjektive Sicht des Käufers an, sondern trägt dieser – wenn er Arglist annimmt und

deshalb von einer Fristsetzung absieht – das Risiko für die Richtigkeit seiner Annahme.
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Darüber hinaus behauptet der Kläger eine arglistige Täuschung durch kollusives Zusammenwirken

zwischen Verkäufer und Gutachter („Gefälligkeitsgutachten“). Dass die Beklagten beide aus dem Raum

R. kommen, kommt als ernsthaftes Argument für eine Arglist nicht in Betracht. Eine Zurechnung der

behaupteten Kenntnis des Sachverständigen scheidet aus, da dieser nicht als Vertreter des Verkäufers

aufgetreten  (§  166  BGB)  und  auch  nicht  als  Wissensvertreter  anzusehen  ist  (vgl.  BGH,  Urt.  v.

07.03.2003 – V ZR 437/01, NJW-RR 2003, 989). Auch wenn man unterstellen würde, dass das Gutacht-

en des Beklagten zu 2. falsch war, kann daraus nicht auf ein kollusives Zusammenwirken in Form

eines Gefälligkeitsgutachtens geschlossen werden. Ein falsches Gutachten kann auch auf reiner Sorg-

faltswidrigkeit beruhen.

Andere Indizien, die zwingend auf die Kenntnis des Beklagten zu 1. von dem behaupteten tatsäch-

lichen Zustand des Fahrzeugrahmens schließen ließen und beim Gericht eine entsprechende Überzeu-

gung  zu  begründen  vermochten,  sind  nicht  gegeben.  Weder  der  Umstand,  dass  der  Gewährleis-

tungsausschluss zeitlich nach Vertragsabschluss dokumentiert wurde, noch die Angaben in der Inter-

netanzeige lassen diesen Schluss einzeln oder in der Gesamtschau zwingend zu.

bb) Ausreichend wäre es ferner, wenn der Käufer Umstände vorträgt, aus denen sich die Verletzung ein-

er Untersuchungsspflicht auf Verkäuferseite und daraus abgeleitet eine „Angabe ins Blaue hinein“

ergibt (vgl. Reinking/Eggert, Der Autokauf, 9. Aufl., Rn. 1623). Eine solche Untersuchungspflicht bes-

tand hier jedoch nicht.

Selbst  den  gewerblichen  Gebrauchtwagenhändler  trifft  grundsätzlich  keine  generelle  Unter-

suchungspflicht.  Vielmehr muss eine solche Pflicht aus konkreten (BGH, Urt.  v.  03.11.1982 – VII-

I ZR 282/81, NJW 1983, 217) bzw. handgreiflichen (BGH, Urt. v. 21.01.1981 – VIII ZR 10/80, NJW 1981,

928) oder besonderen (OLG Brandenburg, Urt. v. 08.12.2006 – 7 U 74/06, juris) Umständen abgeleitet

werden. Denn die Untersuchungspflicht findet ihre Rechtfertigung in der Erwägung, dass dem fachlich

geschulten Verkäufer konkrete Anzeichen für Mängel eher auffallen als dem Käufer, und dass er die Er-

werbsrisiken damit ungleich besser überblickt (BGH, Urt. v. 21.01.1981 – VIII ZR 10/80, NJW 1981,

928). In bestimmten Fällen ist es dem Verkäufer jedenfalls zumutbar, das Fahrzeug insoweit auf Män-

gel oder Veränderungen in Augenschein zu nehmen, als sie ihm als Fachmann ohne Weiteres, das

heißt  ohne  besonderen  technischen  Aufwand  erkennbar  sind  (BGH,  Urt.  v.  03.11.1982  –

VIII ZR 282/81, NJW 1983, 217). Die erforderlichen greifbaren Anhaltspunkte zur Begründung einer Un-

tersuchungspflicht sind vom Käufer vorzutragen (BGH, Urt. v. 21.01.1981 – VIII ZR 10/80, NJW 1981,

928; Reinking/Eggert, a. a. O., Rn. 1657).
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Diese Grundsätze sind auf den Privatmann nicht zu übertragen. Den Privatverkäufer trifft eine solche

Untersuchungspflicht grundsätzlich nicht (vgl. Reinking/Eggert, a. a. O., Rn. 1543). Soweit der Kläger

nunmehr vorgetragen hat, dass der Beklagte zu 1. ein „Fan, ausgewiesener Fuchs und Fachmann“ sei,

hilft dies nicht weiter, da ihn dies nicht zu einem gewerblichen Händler mit dessen überlegenem Wis-

sen macht, und er auch als „Fan“ nicht ohne Weiteres die Möglichkeiten und Kenntnisse eines gewer-

blichen Händlers hat. Das Betreiben eines Hobbys reicht grundsätzlich nicht aus, um besondere Unter-

suchungspflichten zu Gunsten des Käufers zu begründen.

Zudem ist  hier  auch zu berücksichtigen,  dass es  um die (behauptete)  Kenntnis  vom Unterschied

zwischen einem Rahmen mit leichten bis mittleren An- und Durchrostungen („akzeptabler Zustand“,

Note 4) und einem solchen mit starken An- und Durchrostungen („mangelhaft“, Note 5) geht, also ein

gradueller Unterschied, der zudem in eine fachliche Bewertung fließt. Selbst wenn also der Beklagte

zu 1. von Durchrostungen wusste, hieße dies nicht, dass er von einem angeblich mangelhaften Zustand

des Rahmens im Sinne dieses Bewertungsschemas wusste.

cc) Soweit der Kläger im Schriftsatz vom 06.06.2008 Ausführungen zur Aufklärungspflicht und dem

Verschweigen tätigt, kommt es darauf gar nicht an, denn die Aufklärungspflicht und das Verschweigen

greifen erst dann, wenn der Verkäufer positive Kenntnis von dem aufklärungspflichtigen Umstand

hatte.  Daran fehlt  es,  wie  dargelegt.  Dass  der  Beklagte  zu 1.  nicht  auf  den (behaupteten)  Mangel

hingewiesen hat, ist im Übrigen völlig unstreitig, allerdings auch unerheblich.

b) Andere Gründe für die Entbehrlichkeit einer Fristsetzung sind nicht ersichtlich. Insbesondere liegt

eine ernsthafte und endgültige Erfüllungsverweigerung nicht vor. An das Vorliegen dieser Vorausset-

zung sind strenge Anforderungen zu stellen; sie ist nur zu bejahen, wenn der Schuldner eindeutig zum

Ausdruck bringt, er werde seinen Vertragspflichten nicht nachkommen, sodass eine Fristsetzung reine

Förmelei wäre (BGH, Urt. v. 21.12.2005 – VIII ZR 49/05, MDR 2006, 677).

Eine solche Erfüllungsverweigerung war bislang nicht vorgetragen, vielmehr hatte der Kläger die Ent-

behrlichkeit  der  Fristsetzung  vor  allem  auf  das  arglistige  Verhalten  gestützt.  Die  Erfüllungsver-

weigerung könnte sich allenfalls aus dem Bestreiten im Prozess ergeben. Das aber ist nicht anzuneh-

men,  wenn  dieses  Bestreiten  nach  Mangelbeseitigung  erfolgt,  da  insoweit  keine  hinreichenden

Rückschlüsse möglich sind auf das Verhalten vor Mangelbeseitigung. Im Prozess jedenfalls war der Bek-

lagte zu 1. nicht mehr zur Nacherfüllung verpflichtet, da diese durch die Selbstvornahme auf Kläger-

seite unmöglich geworden war, und konnte er deshalb die Erfüllung zeitlich gar nicht mehr verweigern

(vgl. BGH, Urt. v. 21.12.2005 – VIII ZR 49/05, MDR 2006, 677; Urt. v. 23.02.2005 – VIII ZR 100/04, NJW

2005, 1348).
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Entgegen der Ansicht des Klägers geht es nicht darum, ob eine Fristsetzung noch im Prozess Sinn

macht, da die Fristsetzung im vorliegenden Fall – wenn also bereits vom Käufer selbst repariert wurde

– nicht mehr nachgeholt werden kann. Es geht vielmehr um die Frage eines sicheren Rückschlusses da-

rauf, ob eine Fristsetzung vor der Reparatur und damit vorprozessual – die unstreitig nicht erfolgt ist –

ausnahmsweise entbehrlich gewesen wäre.

Die Nacherfüllung war auch nicht wegen anfänglicher Unmöglichkeit entbehrlich. Beim Kauf eines ge-

brauchten Fahrzeugs liegt als Stückkauf zwar häufig Unmöglichkeit bezüglich der Nacherfüllung vor,

weil dem Käufer beispielsweise der verkaufte Wagen als „unfallfrei“ schlichtweg nicht verschafft wer-

den kann (vgl. BGH, Urt. v. 07.06.2006 – VIII ZR 209/05, ZIP 2006, 1586). Hier aber geht es nicht um

eine Ersatzlieferung, sondern kann der geschuldete Zustand („akzeptabel“ bzgl. des Rahmens) durch

Auf- oder Nacharbeitung des Oldtimers hergestellt werden, wie ja auch die durchgeführte Reparatur

und der geltend gemachte Anspruch des Klägers zeigen.

3. Selbst wenn der Schadensersatzanspruch des Klägers wegen eines von ihm behaupteten Nichtvorlie-

gens einer vereinbarten Beschaffenheit dem Grunde und der Höhe nach zu bejahen wäre … hätte die

Klage keinen Erfolg, da der Beklagte zu 1. zu Recht die Verjährungseinrede erhoben hat.

Die Verjährungsfrist beträgt gemäß § 438 I Nr. 3 BGB zwei Jahre und beginnt mit Ablieferung. Der Aus-

nahmefall der regelmäßigen Verjährung wegen Arglist gemäß § 438 III 1 BGB liegt nicht vor, da der

Kläger für die behauptete Arglist beweisfällig geblieben ist. Insoweit kann auf obige Ausführungen zur

Entbehrlichkeit der Fristsetzung verwiesen werden. Die Verjährungsfrist lief damit Ende des Jahres

2005 ab. Die Klage ist erst 2007 erhoben worden. Die Gewährleistungsansprüche sind damit verjährt.

II. Der Kläger hat auch keine deliktischen Ansprüche gegen den Beklagten zu 1. aus den §§ 823 II BGB,

263 StGB. Insoweit hat das Landgericht Ansprüche zutreffend mit der Begründung verneint, dass An-

haltspunkte für eine Täuschung bzw. eine Betrugshandlung des Beklagten zu 1. nicht gegeben sind.

Allein die behauptete „dramatische Abweichung“ zwischen Gutachten und Ist-Zustand reicht dafür

nicht aus. Hier gilt Gleiches wie oben zur Arglist ausgeführt. Im Übrigen reichen für eine Verurteilung

nicht bloße vom Kläger geäußerte Verdachtsmomente aus, sondern müsste eine Betrugshandlung des

Beklagten zu 1. zur Überzeugung des Gerichts feststehen. Dies ist nicht der Fall.

III. Dem Kläger steht auch kein Schadensersatzanspruch gegen den Beklagten zu 2. zu.
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a) Grundsätzlich sind allerdings entgegen der Ansicht des Landgerichts und des Beklagten zu 2. auch

vertragliche Ansprüche im hiesigen Gerichtsstand zu prüfen. § 32 ZPO hindert eine solche Entschei-

dung nicht, denn das Gericht, das nach § 32 ZPO zuständig ist, hat darüber hinaus alle weiteren An-

spruchsgrundlagen zu prüfen, die auf der Grundlage des Lebenssachverhalts den geltend gemachten

Zahlungsanspruch rechtfertigen könnten (BGH, Beschl. v. 10.12.2002 – X ARZ 208/02 , NJW 2003, 828;

Zöller/Vollkommer, ZPO, 26. Aufl., § 32 Rn. 20 m. w. Nachw.; § 12 Rn. 20).

Vertragliche Ansprüche gegen den Beklagten zu 2. scheiden jedoch bereits deshalb aus, weil zum Bek-

lagten zu 2. keinerlei Vertragsverhältnisse bestehen.

Dass der Kläger das Gutachten nicht selbst in Auftrag gegeben hat, wäre allerdings unschädlich, da in

Betracht kommt, dass er in den Schutzbereich des Gutachterauftrags einbezogen wurde und insoweit

daraus unmittelbar Rechte wegen mangelhafter Gutachtenerstellung gemäß den §§ 633, 634, 280, 281

BGB ableiten könnte (vgl. nur BGH, Urt. v. 20.04.2004 – X ZR 250/02, juris). Diese Haftung reicht jedoch

nicht weiter als das eigentliche Vertragsverhältnis, insbesondere richtet sich die Haftung nur gegen

den Vertragspartner. Vertragspartner des Gutachtenauftrags war jedoch unstreitig nicht der Beklagte

zu 2., sondern die D-GmbH. Vertragliche Ansprüche wegen mangelhafter Gutachtenerstellung müsste

der Kläger mithin gegen die D-GmbH richten und nicht gegen den dort angestellten Beklagten zu 2. Vor-

prozessual hat der Kläger sich auch entsprechend (richtig) verhalten und seine Schreiben an die D-

GmbH und nicht an den Beklagten zu 2. gerichtet. Dann aber hat er die Klage gegen den Beklagten zu 2.

erhoben.

Der im Prozess vertretenen Ansicht des Klägers, der Beklagte zu 2. hafte aufgrund der Inanspruch-

nahme von besonderem persönlichen Vertrauen persönlich (§§ 311 III, 280 BGB), kann nicht gefolgt

werden. Der Angestellte eines Handelsgeschäfts kann wegen der Verletzung von Vertragspflichten in

aller Regel nicht persönlich in Anspruch genommen werden. Nur dann, wenn er eine zusätzliche, von

ihm persönlich ausgehende Gewähr bietet, die für den Willensentschluss des anderen Teils bedeutsam

ist, käme eine solche Haftung in Betracht. Dafür genügt es jedoch nicht, dass ein Angestellter über die

für seine Tätigkeit erforderliche und zu erwartende Sachkunde verfügt und eventuell sogar darauf hin-

weist. Denn hiermit erweckt der Angestellte kein weiteres Vertrauen, als dass sein Geschäftsherr – was

der Geschäftspartner ohnedies erwarten kann – einen sachkundigen Vertreter einsetzt (BGH, Urt. v.

04.07.1983 – II ZR 220/82, NJW 1983, 2696). Würde man dies anders beurteilen, würde dies zu einer

Erweiterung der Eigenhaftung der Vertreter im gesamten kaufmännischen Bereich führen, die wegen

des damit verbundenen finanziellen Risikos nicht mehr vertretbar wäre.
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So liegt es hier: die Sachkunde des bei der D-GmbH angestellten Beklagten zu 2. war selbstverständlich

und seiner Tätigkeit immanent und begründet kein seine Eigenhaftung auslösendes besonderes Ver-

trauen (vgl. Palandt/Grüneberg, BGB, 67. Aufl., § 311 Rn. 62 m. w. Nachw.).

b) Auch deliktische Ansprüche bestehen gegen den Beklagten zu 2. nicht. Das LG Potsdam hat diese mit

zutreffenden Erwägungen, auf die ergänzend Bezug genommen wird, sowohl dem Grunde als auch der

Höhe nach verneint. Allein aus der Erstellung eines mangelhaften Gutachtens kann nicht auf ein vorsät-

zliches deliktisches Handeln im Sinne eines Betrugs (§ 263 StGB, § 823 II BGB) geschlossen werden,

ebenso wenig auf leichtfertiges, bedingt vorsätzliches und gewissenloses Handeln (§ 826 BGB; vgl.

BGH, Urt. v. 20.04.2004 – X ZR 250/02, juris).

Insbesondere fehlt auf Klägerseite zudem jegliche Darlegung zur Schadenshöhe. Denn im Falle eines

mangelhaften bzw. sittenwidrig (§ 826 BGB) falschen Wertgutachtens hat der Gutachter nur dafür

einzustehen, dass das Begutachtungsobjekt tatsächlich den von ihm angegebenen Wert hat (BGH, Urt.

v. 20.04.2004 – X ZR 250/02, juris). Damit aber könnte der Schaden des Klägers allenfalls in der Wertd-

ifferenz zwischen tatsächlichem und gutachterlich behaupteten Wert liegen. Angaben zum tatsäch-

lichen Wert hat der Kläger weder in erster noch – trotz der landgerichtlichen Ausführungen im Urteil

und trotz Hinweises durch den Senat – in zweiter Instanz getätigt. In der Klageschrift hat der Kläger

lediglich ausgeführt, dass ihm das Erfüllungsinteresse insofern zu ersetzen sei, „als der Vertrag mit

dem Beklagten zu 1. ohne die Pflichtverletzung des Beklagten zu 2. zu günstigeren Bedingungen, näm-

lich dem Wert entsprechenden Bedingungen, zu Stande gekommen wäre“. Eine Wertangabe und damit

eine schlüssige Darlegung des (Differenz-)Schadens findet sich nicht.

Probleme beim Autokauf?

Als spezialisierter Rechtsanwalt helfe ich Ihnen gerne weiter – ganz gleich, ob Sie Käufer oder Verkäufer sind. In-

teressiert? Nutzen Sie das Kontaktformular auf https://autokaufrecht.info/sofortberatung/ oder rufen Sie mich un-

verbindlich an

(0 23 27) 8 32 59-99.

http://dejure.org/gesetze/StGB/263.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/823.html
http://dejure.org/gesetze/BGB/826.html
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=X%20ZR%20250/02
http://dejure.org/gesetze/BGB/826.html
http://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=X%20ZR%20250/02
https://autokaufrecht.info/sofortberatung/
https://autokaufrecht.info/?p=2547

